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Die Kurzfassung

Am 1. September 2007 ist ein neues Zeitalter in
der Wirtschaftsprüfung eingeläutet worden. Die
Selbstregulierung weicht einer umfassenden
Gesetzesregelung, und ab 2008 werden Kapi-
talgesellschaften unabhängig von ihrer Rechts-
form1 prüfungspflichtig. Prüfungsumfang und
-intensität hängen von Grössenkriterien der
Gesellschaft ab. Kapitalgesellschaften, welche
zwei der folgenden Kriterien in zwei aufeinan-
derfolgenden Jahren überschreiten (Art. 727
Abs. 2 OR) oder als Publikumsgesellschaften
gelten (Art. 727 Abs. 1 OR), unterliegen der
Ordentlichen Revision:
• Bilanzsumme 10 Mio.
• Umsatz 20 Mio.
• Vollzeitstellen 50.

Alle übrigen Gesellschaften, welche diese Krite-
rien nicht erfüllen, sind neu eingeschränkt prü-
fungspflichtig und unterliegen der Einge-
schränkten Revision (Art. 727a Abs. 1 OR).
Durch die Einführung des Opting Systems
haben die Gesellschaften die Möglichkeit, statt
einer eingeschränkten Prüfung eine Ordent-
liche Revision zu verlangen (Opting up) oder bei
eingeschränkter Prüfungspflicht auf die Revi-
sion vollständig zu verzichten (Opting out); der
Verzicht ist allerdings nur möglich, falls die Ge-
sellschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im
Jahresdurchschnitt hat und dies alle Gesell-
schaftseigentümer (Aktionäre, Stammanteils-

inhaber usw.) einstimmig beschliessen
(Art. 727 Abs. 2. OR).
Das neue Produkt der eingeschränkten Prü-
fung ist ein Zugeständnis an die KMU und soll
diesen administrativ eine Entlastung bringen.
Dabei ist zu beachten, dass die eingeschränkte
Prüfung nach dem gemeinsam erarbeiteten
Standard zur Eingeschränkten Revision2 erfol-
gen muss. Dieser Standard, welcher vom
Schweizerischen Treuhänder Verband STV –
USF und der Treuhand-Kammer gemeinsam
erarbeitet wurde, beinhaltet den risikoorientier-
ten Prüfungsansatz bei eingeschränkter Prü-
fung, stellt das Prüfungsvorgehen dar und stellt
Vorlagen und Beispiele für Prüfungshandlun-
gen, Vollständigkeitserklärung und Auftragsbe-
stätigung zur Verfügung. Der Standard soll als
Hilfsmittel und verbindliche Richtschnur für
das Vorgehen bei der eingeschränkten Prüfung
dienen. Daneben werden wichtige Themen der
Revision wie die Unabhängigkeit, Verhalten bei
Überschuldung und die Unternehmensfortfüh-
rung behandelt.
Die Zweiteilung der Revision in Ordentliche und
Eingeschränkte Revision, welche im OR gere-
gelt wird, sowie die aufsichtsrechtliche Neuord-
nung der Revision im Rahmen des Revisions-
aufsichtgesetzes sind die beiden Eckpfeiler des
neuen Revisionsrechtes.
Ab 1. Januar 2008 ist eine Revisionstätigkeit
nach neuer Gesetzgebung ohne Zulassung der
Revisionsaufsichtsbehörde gesetzeswidrig und
ein strafrelevanter Tatbestand3. Analog zur

Zweiteilung der Revision erfolgt auch die Zulas-
sung nach zwei Kategorien:
• der zugelassene Revisor ist für die Einge-

schränkte Revision ausreichend
• der zugelassene Revisionsexperte ist für die

Ordentliche Revision notwendig sowie für
Revisionen, bei welchen bisher der beson-
ders befähigte Revisor zuständig war (wie
z.B. Kapitalherabsetzungsprüfung gemäss
Art. 732 OR, vorzeitige Löschung der Gesell-
schaft gemäss Art. 745 Abs. 1 OR oder Fu-
sionsprüfung gemäss FusG).

Für Publikumsgesellschaften wurde eine dritte
Kategorie geschaffen: Neu muss jede Revi-
sionsstelle, welche Publikumsgesellschaften
prüft, als staatlich beaufsichtigte Revisionsstel-
le registriert sein. Die Unabhängigkeitsvoraus-
setzungen sowie die Aufsicht und Kontrolle sind
schärfer und weitergehender als für die übrigen
Revisionsstellen.

Die wichtigsten Neuerungen im
Überblick

a) Die Ordentliche Revision
Neben den Publikumsgesellschaften und
Grossunternehmen wird es auch einige mittel-
ständische Unternehmen geben, welche zwei
der drei Kriterien: «Bilanzsumme CHF 10 Mio.,
Umsatz CHF 20 Mio. oder 50 Vollzeitstellen» im
Jahresdurchschnitt überschreiten und damit
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ordentlich prüfungspflichtig werden. Der Prüfer
hat bei der Ordentlichen Prüfung weit umfang-
reichere Prüfungsstandards einzuhalten; Basis
für die Prüfungsarbeit sind die Schweizerischen
Prüfungsstandards (PS), welche im Jahr 2004
eingeführt wurden. Diese fassen im wesent-
lichen die ISA (International Standards on Audi-
ting) zusammen, mit Berücksichtigung der
Schweizer Besonderheiten. Die PS gelten als
das Standardwerk für die Prüfung schlechthin,
und Kenntnisse davon sind für die professionel-
le Berufsausübung zwingend. Die Bedeutung
des Standards PS 700 ist auch für die KMU
Prüfung zentral, da dieser Standard die heute
gültigen Berichtswortlaute mit vielen Beispielen
beinhaltet4. Zur Zeit wird an der Überarbeitung
der PS gearbeitet; so wird auch für die Ordent-
liche Revision ein neuer Berichtswortlaut vorbe-
reitet. Denn auch bei der Ordentlichen Revision
ändert sich doch einiges im Vergleich zur heuti-
gen Revision: Neben der Jahresrechnung und
dem Gewinnverwendungsvorschlag ist neu
auch die Existenz eines internen Kontroll-
systems (IKS) zu bestätigen5. Dieser zusätzliche
Prüfungsgegenstand bedeutet Mehrarbeit für
Prüfer und Kunden. Das betroffene Unterneh-
men wird um eine angemessene Dokumentie-
rung und Formalisierung des IKS nicht herum-
kommen, damit eine Bestätigung betreffend
Existenz des IKS durch die Revisionsstelle erfol-
gen kann. Gerade KMUs, welche die Kriterien
zur Ordentlichen Revision (knapp) überschrei-
ten oder konzernrechnungspflichtig sind6 und
diese Umsetzungen im Bereich IKS vornehmen
müssen, ohne dafür die Ressourcen zu haben,
werden vor einer grossen (administrativen) Zu-
satzlast und Herausforderung stehen. Die Revi-
sionsexperten sind in jedem Fall auch gefordert!
Die umfassende Prüfung, welche die Ordent-
liche Revision darstellt, soll eine höhere Verläss-
lichkeit des Prüfungsergebnisses bringen.

b) Die Eingeschränkte Revision
Der überwiegende Teil der Schweizer Gesell-
schaften sind KMUs und erfüllen die Grössen-
kriterien für die Ordentliche Revision nicht.
Damit wird die eingeschränkte Revision zur be-
deutenden Prüfung. Mit der Eingeschränkten
Revision wird teilweise Neuland beschritten.
Die Konzeption basiert auf dem im angelsäch-
sischen Recht bekannte Review7. Allerdings
wurde im Gesetz festgeschrieben (Art. 729 a
OR), dass die Eingeschränkte Revision nicht
nur ein Review sein soll, sondern umfassender
ist: Neben analytischen Prüfungshandlungen
und Befragungen sind angemessene Detailprü-
fungen (Bestandes- und Bewertungsprüfun-
gen) durchzuführen. Der Prüfer hat sich auf
Unterlagen, welche beim Kunden vorhanden
sind, abzustützen. Der Standard zur Einge-
schränkten Revision bildet dabei die Anleitung,

wie vorzugehen ist. Der risikoorientierte Prü-
fungsansatz ist identisch mit demjenigen einer
ordentlichen Prüfung, aber ohne Prüfung des
internen Kontrollsystems (IKS). Schliesslich soll
die Prüfung den selben Zweck verfolgen, wenn
auch der Umfang der Prüfungshandlungen we-
niger weitgehend ist. Im Rahmen der Risikoa-
nalyse ist ein Verständnis für den Kunden zu er-
langen und die Risiken, welche auf die Jahres-
rechnung einen Einfluss haben, sind zu identi-
fizieren. Dabei stehen analytische Prüfungs-
handlungen und Befragungen im Vordergrund
(Organisation, Geschäftsmodell, Struktur der
Bilanz und Erfolgsrechnung, Branchenverglei-
che, Budget – Ist-Vergleich, Finanzplanung, Li-
quiditätsratios, andere branchenspezifische
Kennzahlen usw.). Dazu gehören erste Überle-
gungen zur Mandatsannahme oder Mandats-
weiterführung (Ist Unabhängigkeit gewahrt?
Geschäftspolitische Überlegungen, welche die
Mandatsannahme beeinflussen können? usw.).
Mit Hilfe der Festlegung der Wesentlichkeits-
grenze und der durchgeführten Risikoanalyse
sind die Prüfungsstrategie resp. die Prüfungs-
schwerpunkte festzulegen. Anschliessend er-
folgt die Erstellung des Prüfungsprogrammes,
welches die Prüfungshandlungen umfasst. Die-
se können wiederum aus analytischen Prü-
fungshandlungen, Befragungen und Bestan-
des- und Bewertungsprüfungen bestehen. Der
Standard zur Eingeschränkten Revision zeigt im
Anhang diverse Beispiele für Prüfungshandlun-
gen je Jahresrechnungsposition auf8.
Die Eingeschränkte Revision grenzt sich von
der Ordentlichen Revision insofern ab, als keine
Drittbestätigungen einzufordern sind (z.B.
Bank, Debitoren, Kreditoren), keine Inventur-
beobachtungen durchzuführen sind und die
Prüfung des IKS nicht Bestandteil der einge-
schränkten Prüfung ist. Gesetzesverstösse (ins-
bes. Entdeckung von deliktische Handlungen)
sind nicht Bestandteil der Prüfung der Einge-
schränkten Revision. Eine Offenlegung an die
Generalsversammlung entfällt; einzig die Anzei-

gepflicht bei Überschuldung bleibt analog zur
ordentlichen Prüfung bestehen. Die Prüfsicher-
heit ist aufgrund der qualitativ weniger an-
spruchsvolleren Prüfung tiefer als bei der
Ordentlichen Revision; das Prüfungstestat der
Eingeschränkten Revision ist daher eine Nega-
tivformulierung. Die Abnahme- oder Rückwei-
sungsempfehlung im Testat entfällt.
Unabhängig davon, ob ordentlich oder einge-
schränkt geprüft wird, die Beurteilung des
Sachverhalts durch den Prüfer, «professional
judgment», ist bedeutend und zentral für eine
qualitative, gute Prüfung. Der Standard ist Hilfs-
mittel; die Beurteilung und die Schlussfolgerun-
gen sind durch den Prüfer wie heute vorzuneh-
men.

c) Das Opting System
Das Opting System ist ein Novum schlechthin
und macht das Prüfen nach zwei Kategorien
(ordentliche und Eingeschränkte Prüfung)
durchlässig. Das Gesetz gibt die minimalen Be-
dingungen vor, wann eine Ordentliche Prüfung
durchzuführen ist bzw. wann eine einge-
schränkte Revision ausreicht. Für das prüfende
Unternehmen besteht die Möglichkeit, von der
Eingeschränkten Revision in die Ordentliche
Revision zu wechseln («opting up», wenn Aktio-
näre, welche 10% des Aktienkapitals vertreten,
dies verlangen oder mittels Beschluss durch
Generalversammlung oder Statutenbestim-
mung), d.h., eine umfassendere Prüfung bzw.
ein Testat mit höherer Prüfungssicherheit zu
erlangen als bei der Eingeschränkten Revision.
Ein Unternehmen, welches die Kriterien der or-
dentlichen Prüfung nicht erfüllt und einge-
schränkt geprüft wird, kann vollständig auf eine
Revisionsstelle verzichten (Opting out), sofern
die Voraussetzungen erfüllt werden: Das Opting
out ist nur möglich, falls die Gesellschaft nicht
mehr als 10 Vollzeitstellen hat und alle Gesell-
schaftseigentümer (Aktionäre, Stammanteils-
inhaber usw.) mit dem Verzicht einverstanden
sind9: Einstimmigkeit ist absolut zwingend!
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Ein Unternehmen, welches sich freiwillig der
Ordentlichen Revision unterstellt, kann auch
ein sog. Opting down vollziehen; d.h. von der
Ordentlichen Revision in die Eingeschränkte
Revision wechseln oder von der Eingeschränk-
ten Revision auf die gesetzliche Revisionsstelle
verzichten und eine freiwillige10 Revision durch-
führen. Damit besteht für die KMUs eine inter-
essante Möglichkeit, auf die gesetzliche Revi-
sionsstelle zu verzichten und durch einen pro-
fessionellen Revisor eine Revision im Auftrags-
verhältnis nach Kundenwunsch durchführen
zu lassen. Eine Revision im Auftragsverhältnis
ist sowohl hinsichtlich der zu prüfenden Berei-
che (Prüfungsumfang) als auch der Bericht-
erstattung flexibel und kann auf die Bedürfnisse
der Berichtsadressaten gerechter eingehen, als
eine Eingeschränkte Revision dies kann. Diese
Revisionsstelle ist nicht im Handelsregister ein-
getragen und damit auch nicht Organ, was aus
haftungsrechtlicher Sicht ein positiver Neben-
effekt für den Revisor bedeutet. Mit einer auf-
tragsbasierten Revision kann für den Kunden
Mehrwert geschaffen werden.
Das Opting System greift nicht bei Stiftungen
und Vereinen: Stiftungen können grundsätzlich
kein Opting out machen; die Befreiung einer
Stiftung von der Revision ist durch die Stiftungs-
aufsichtsbehörde bewilligungspflichtig und er-
folgt nach der einschlägigen Gesetzgebung.
Vereine sind gesetzlich nur der ordentlichen
Prüfung verpflichtet, sofern diese die Kriterien
erfüllen. Alle übrigen Vereine unterliegen keiner
gesetzlichen Revisionspflicht.

d) Die Unabhängigkeit
Das Prinzip der Unabhängigkeit bei der ordent-
lichen und Eingeschränkten Revision ist iden-
tisch (Art. 728 Abs. 1 resp. Art. 729 Abs. 1 OR).
Allerdings geht die Unabhängigkeitsrichtlinie
bei der Eingeschränkten Revision weniger weit
als bei der Ordentlichen Revision. So kann die
gleiche Revisionsgesellschaft neben der Einge-
schränkten Revision auch bei der Buchführung
der zu prüfenden Unternehmen mitwirken. Ent-
scheidend ist, dass der Kunde die Verantwor-
tung für die Jahresrechnung trägt und der Prü-
fer keine Bewertungsentscheide vornimmt. Es
darf auch dem Anschein nach nicht so sein,
dass der Eindruck entsteht, der Prüfer würde
Management-Verantwortung beim Kunden
übernehmen. Im weiteren ist sicherzustellen,
dass die personelle und organisatorische Tren-
nung innerhalb der Revisionsfirma sicherstellt,
dass die Unabhängigkeit für die Ausübung des
Mandates gewahrt bleibt. Die personelle und
organisatorische Trennung ist gemäss Gesetz
erfüllt, wenn nicht dieselbe Person oder Perso-
nengruppe Arbeiten in der Buchführung und in
der Eingeschränkten Revision des gleichen
Kunden durchführt. Dabei gelten für andere

Dienstleistungen die gleichen Kriterien, sofern
das Risiko besteht, dass der Prüfer eigene
Arbeiten überprüfen muss11.
Diese Lockerung der Unabhängigkeitsanforde-
rungen für die Eingeschränkte Revision soll
dem Ziel einer KMU-freundlichen Lösung, wie
bereits in der Botschaft des neuen Revisions-
rechts mehrmals erwähnt, gerecht werden.
Damit ist es nun auch von Gesetzes wegen
möglich, im KMU-Bereich die «Dienstleistun-
gen aus einer Hand» anzubieten (z.B. Buch-
führung und Revision).
Die Unabhängigkeitsanforderungen für die
Ordentliche Revision sind weitergehend; die
Treuhand-Kammer hat dazu eine neue Unab-
hängigkeitsrichtlinie erlassen, welche für ihre
Mitglieder bindend ist.

e) Die Risikobeurteilung
Mit Einführung des neuen Revisionsrechtes
sind auch weitere Bestimmungen des Obligatio-
nenrechts überarbeitet worden. Eine bedeuten-
de Bestimmung ist in Art. 663b Ziff. 12 OR12

enthalten. Danach hat der Verwaltungsrat eine
Risikobeurteilung vorzunehmen und Angaben
darüber zu machen. Es ist dabei nicht auf die
einzelnen Geschäftsrisiken im Detail einzuge-
hen noch sind diese gar offenzulegen. Die Idee
ist vielmehr, dass der Verwaltungsrat regelmäs-
sig Rechenschaft über die Risiken in der Unter-
nehmung ablegt und dabei ein systematisches
Vorgehen wählt, um Risiken zu erkennen und
zu messen sowie einen daraus notwendigen
Handlungsbedarf ableitet. Die Offenlegung im
Anhang zielt auf das Vorgehen der Risikoer-
fassung, -messung und -beurteilung ab und
nicht auf die Offenlegung von spezifischen Risi-
ken.
Diese Risikobeurteilung ist für jede Gesellschaft
vorzunehmen, welche einen Anhang erstellen
muss. Da der Anhang Bestandteil der Jahres-
rechnung ist, wird die Bestimmung über die
Risikobeurteilung auch Prüfungsgegenstand
für die Ordentliche und Eingeschränkte Revi-

sion. Mit der Erweiterung des Anhangs wird
auch der Prüfungsumfang erweitert.
Die Revisionsstelle hat allerdings keine Prüfung
des Risikomanagements oder der «richtigen»
Identifizierung und Bemessung der Risiken vor-
zunehmen; vielmehr beschränkt sich die Revi-
sionsstelle auf die rein formale Überprüfung der
Angaben über die Durchführung einer Risiko-
beurteilung durch den Verwaltungsrat.

f) Die Zulassung
Das Revisionsaufsichtsgesetz (RAG) und die
dazugehörige Verordnung (Revisionsaufsichts-
verordnung, RAV) sind der zweite Pfeiler des
neuen Revisionsrechts und bilden die Grund-
lage für die Zulassung von Revisoren resp. Re-
visionsexperten sowie das Funktionieren der
Aufsichtsbehörde. Die Revisionsaufsichtsbe-
hörde (RAB) wird ab 1.1.2008 über die
Revisorentätigkeit wachen; womit das Zeitalter
der Selbstregulierung endgültig der Vergangen-
heit angehört. Das RAG umschreibt die Zulas-
sungsvoraussetzungen für die Revisoren und
Revisionsexperten. Voraussetzung ist der Ab-
schluss eines Fachdiploms als Treuhänder,
Buchhalter, dipl. Experte in Rechnungslegung
und Controlling oder eines der klassischen Ex-
pertendiplome Wirtschaftsprüfer, Treuhand-
oder Steuerexperte. Je nach Abschluss des Di-
ploms wird auf eine unterschiedlich dauernde
Fachpraxis abgestellt13; so ist auch mit einem
Hochschulabschluss die Erlangung der Zulas-
sung möglich, die Fachpraxis beträgt allerdings
in diesem Fall für die Zulassung als Revisions-
experte 12 Jahre. Für die Zulassung als Revisor
sind die gleichen Anforderungen an die Ausbil-
dung (mit Diplom) gestellt; die Erleichterung be-
zieht sich auf die Fachpraxis, welche sich auf
ein Jahr beschränkt14. Zu beachten ist, dass ein
Teil der Fachpraxis unter Beaufsichtigung zu er-
folgen hat. Als zugelassener Revisor genügt die
Beaufsichtigung von einem Jahr durch einen
zugelassenen Revisor. Als zugelassener Revi-
sionsexperte sind zwei Drittel der Fachpraxis
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unter Beaufsichtigung eines zugelassenen Re-
visionsexperten zu erfüllen.
Wie in der Vernehmlassung der RAV im Frühling
erkannt, liegt der Knackpunkt der Anforderun-
gen für die Zulassung in der beaufsichtigten
Fachpraxis. Anlässlich von Diskussionen zwi-
schen Mitgliedern des Berufsstandes und der
RAB, aber auch im Rahmen der Vernehmlas-
sung wurde deutlich, dass die beaufsichtigte
Fachpraxis für viele der heute tätigen Revisoren
eine Hürde darstellt. Glücklicherweise wurde
das Problem seitens der RAB wahrgenommen
und eine Lösung für den Berufsstand ausgear-
beitet: Nach Art. 50 Abs. 1 lit. a. und b. RAV wer-
den natürliche Personen als Revisoren/Revi-
sionsexperten zugelassen, wenn diese am
1.7.1992 über eine Ausbildung gemäss Verord-
nung vom 15.6.1992 über die fachlichen Anfor-
derungen an besonders befähigte Revisoren
(VO) verfügt haben; und seit dem 1.7.1992
mehrheitlich auf dem Gebiet des Rechnungswe-
sens oder Revision tätig gewesen sind. Der
Nachweis der beaufsichtigten Fachpraxis ist in
diesen Fällen nicht nötig (Art. 50 Abs. 2 RAV).
Die erwähnte Hürde ist für die Revisionsexperten
gelöst, welche am 1.7.1992 über die erforderli-
che Fachausbildung gemäss VO verfügten und
in den Folgejahren sich weiter vorwiegend mit
Rechnungswesen oder Revision beschäftigten.
Revisoren, welche nach dem 1.7.1992 das ent-
sprechende Diplom erwarben, müssen grund-
sätzlich die beaufsichtigte Fachpraxis nach RAV
erfüllen. Damit wird es eine gewisse Anzahl heu-
te tätige Revisoren geben, welche die Anforde-
rungen des RAG resp. RAV nicht erfüllen. Inwie-
weit die Härtefallregelung von Art. 43 Abs. 6
RAG anwendbar ist, bleibt abzuwarten. Es ist
weiter zu beachten, dass nach Gesetz die Fach-
praxis nicht in Revision erlangt werden muss;
eine Fachpraxis in Rechnungswesen würde
auch genügen, sofern die Beaufsichtigung in
Übereinstimmung nach dem RAG erfolgt ist.
Neben der Zulassung werden weitere wichtige
Themen für die Revisoren, auch von KMU-
Revisionsgesellschaften, behandelt: Das Gesetz
verlangt neu eine angemessene Führungs-
struktur und ein internes Qualitätssicherungs-
system, welches bei der Eingabe und Prüfung
der Zulassungsvoraussetzung eines Revisions-
unternehmens von der RAB geprüft wird. Falls
die RAB zum Schluss kommt, dass das Quali-
tätssicherungssystem nicht dem Gesetz ge-
nügt, hat sich die Revisionsfirma einem System
der regelmässigen Beurteilung ihrer Prüfertätig-
keit durch gleichrangige Berufsleute anzu-
schliessen. Einpersonen-Revisionsgesellschaf-
ten müssen sich zwingend diesem System der
Beurteilung durch gleichrangige Berufsleute
unterstellen. Die RAV sieht eine Übergangsfrist
bis 31.8.2010 vor, sofern heute noch kein Qua-
litätssicherungssystem vorliegt.

Das RAG regelt im Weiteren noch den Status
der staatlich beaufsichtigten Revisionsunter-
nehmungen, das Funktionieren und die Organi-
sation der RAB sowie die Gebühren und Auf-
sichtsabgaben, welche die RAB erhebt.
Bedeutend sind auch Art. 13 und 14 RAV, wo
für alle natürlichen Personen und Unterneh-
men, welche ein Gesuch um Zulassung stellen,
bestimmt wird, dass diese sowohl meldepflich-
tig werden als auch einer gesetzlichen Mitwir-
kungspflicht unterliegen, damit die Behörde
alle notwendigen Abklärungen und Überprü-
fungen durchführen kann.
Wird die Zulassung durch die RAB erteilt, wer-
den das Unternehmen resp. die natürliche Per-
son in einem Revisorenregister geführt, welches
öffentlich und im Internet zugänglich ist.

Die Schlussbemerkungen

Das neue Revisionsrecht bringt erstmals neue
gesetzliche Regelungen und damit mehr Regu-
lierung des Berufsstands. Dies bedeutet eine
weitere Formalisierung der Prüfertätigkeit; dazu
sind neue Standards und Arbeitshilfen notwen-
dig, welche bereits vorhanden oder in Bearbei-
tung sind. Die weniger hohe Prüfungssicherheit
bei der Eingeschränkten Revision wird durch
mehr Formalisierung und Standardisierung be-
züglich Aufwand bei der Revision wettgemacht.
Neue Prüfungstatbestände wie die Risikobeur-
teilung wurden eingeführt. Eine Reduktion der
Prüferhonorare bei Eingeschränkten Revisio-
nen sind kaum realisierbar; eher bleiben diese
etwa im heutigen Rahmen oder erhöhen sich
leicht. Bei der ordentlichen Prüfung steigt der
Prüfungsumfang markant und damit Einherge-
hend auch das Prüfungshonorar. Ob der Markt
bei den mittelständischen Unternehmen auch
höhere Honorare verträgt, bleibt abzuwarten.
Das neue Revisionsrecht bedeutet mehr Struk-
tur, mehr Standardisierung, mehr Prüfungsar-
beit, aber letztlich auch mehr Administration
oder weniger produktive Stunden für die Revi-
soren. Die eigentliche Revisionsarbeit wird
durch neue Prüfungsstandards (PS, Standard
zur Eingeschränkten Revision) standardisiert,
IKS und Risikobeurteilung erweitern den Prü-
fungsumfang, und eine angemessene Füh-
rungsstruktur und interne Qualitätssicherungs-
systeme sind sicherlich für jede KMU-Revi-
sionsgesellschaft eine Herausforderung.
Das neue Revisionsrecht bedeutet aber auch
Chancen für den Berufsstand: Durch die diffe-
renzierten Unabhängigkeitsanforderungen bei
Ordentlicher und Eingeschränkter Revision
wird die Mitwirkung bei der Buchführung mög-
lich; der Wunsch nach Dienstleistungen aus ei-
ner Hand im KMU-Bereich wird gesetzlich fest-
geschrieben. Das Opting out für Kleinstgesell-

schaften eröffnet die Möglichkeit, eine auftrags-
basierte Revision massgeschneidert nach Kun-
denbedürfnissen durchzuführen. Das RAG, die
unabhängige Aufsichtsbehörde sowie neue
Prüfungsstandards stellen eine einmalige
Chance dar, die Qualität der Revisionsdienst-
leistungen generell zu verbessern.
Das neue Revisionsrecht stellt nicht nur die
Revisoren vor neue Herausforderungen, son-
dern auch die Branchenverbände Schweizeri-
scher Treuhänder Verband STV|USF und Treu-
hand-Kammer. Die Selbstregulierung durch die
Verbände gehört der Vergangenheit an; ihren
Einfluss müssen sie in Zukunft über die RAB
geltend machen, was auch eine Verstärkung
des Lobbyings für den Berufsstand in Bern zur
Folge haben müsste. ■

1 Vom neuen Revisionsrecht sind auch Genossen-
schaften, Vereine und Stiftungen erfasst. Perso-
nengesellschaften sind nach wie vor von der Revision
befreit.

2 Für die Ordentliche Revision sind die Schweizer Prü-
fungsstandards (PS), herausgegeben von der Treu-
hand-Kammer, relevant. Für Spezielle Prüftatbe-
stände wie Zwischenbilanzprüfung im Falle von
Art. 725 OR sind die einschlägigen Berufsregeln zu
beachten. Dies bedeutet, neben den PS als Stan-
dardwerk ist auch das Schweizer Handbuch der Wirt-
schaftsprüfung 1998 (Neuauflage folgt) für die profes-
sionelle Berufsausübung heranzuziehen.

3 Revisionen der Geschäftsjahre 2007 erfolgen noch
nach altem Recht und können ohne Zulassung erfol-
gen. Anders allerdings die Regelung für punktuelle,
d.h. nicht wiederkehrende Prüftatbestände; für solche
gelten die neuen Vorschriften.

4 Dabei ist zu erwähnen, dass gegenüber dem Berichts-
wortlaut vor 2006 die Struktur, insbesondere die
Platzierung der Einschränkung, geändert hat. Auch
die Formulierung von Einschränkungen, Gesetzesver-
stössen und Zusätzen wurde angepasst. PS 700 hat
heute auch für KMU-Prüfungen Gültigkeit, da nach
bestehendem Gesetz keine Unterscheidung zwischen
Ordentlicher und Eingeschränkter Revision besteht.

5 Der Prüfungsstandard zur Prüfung der Existenz des
internen Kontrollsystems wurde soeben im Entwurf
veröffentlicht und ist auf der Homepage der Treu-
hand-Kammer abrufbar.

6 Art. 727 Abs. 1 Ziff. 3: Gesellschaften, welche eine
Konzernrechnung erstellen müssen, sind ordentlich
zu prüfen.

7 Als eigenständiger PS (PS 910) in den Schweizer
Prüfungsstandards geregelt.

8 Ausführlicher dazu kann auch auf den Artikel von
Stöckli/Zaehner im TREX 3/2006, S. 140 ff. verwiesen
werden, welcher den Prüfungsansatz des Standards
zur Eingeschränkten Revision im Detail behandelt.
Beide Autoren des Artikels haben als Mitglieder der
Arbeitsgruppe den Standard zur Eingeschränkten
Revision mitentwickelt.

9 Art. 727a Abs. 2 OR
10 Die freiwillige Revision ist nur möglich, wenn die

Voraussetzungen des Opting out (10 Vollzeitstellen im
Jahresdurchschnitt) erfüllt sind. Die freiwillige Revi-
sion unterliegt nicht dem Gesetz, und sog. Laienrevi-
soren können die Revision durchführen.

11 Die Unabhängigkeit ist nicht nur gesetzlich im
Art. 728/729 OR geregelt, sondern für die Einge-
schränkte Revision im Standard zur Eingeschränkten
Revision Anhang B sowie für die Ordentliche Revision
in der Unabhängigkeitsrichtlinie der Treuhand-Kam-
mer.

12 Der Anhang enthält: Angaben über die Durchführung
einer Risikobeurteilung.

13 Treuhandexperte, Steuerexperte und dipl. Experte in
Rechnungslegung und Controlling fünf Jahre; Fach-
ausweis Treuhand und Finanz- und Rechnungswesen
12 Jahre, ebenso Hochschulabschluss mit entspre-
chender Fachrichtung.

14 Art. 4 resp. Art. 5 RAG
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